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      Berücksichtigung privater Aufwendungen bei der pauschalen Pkw-
Besteuerung 

 

 
Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen Firmenwagen zur privaten Nutzung, so ist der 
damit verbundene geldwerte Vorteil als Arbeitslohn zu versteuern. Dieser Vorteil ist pauschal entwe-
der nach der sog. 1-%- Regelung oder auf Einzelnachweis nach der sog. Fahrtenbuchmethode zu 
ermitteln. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat bisher noch nicht abschließend geklärt, ob und in welcher 
Weise Aufwendungen der Arbeitnehmer, die ihnen für diese Fahrzeuge entstehen, mit den von ih-
nen zu versteuernden Vorteilen verrechnet werden können. 
 
Mit Urteilen vom 18.10.2007 führte der BFH seine Rechtsprechung zu diesen Fragen jetzt anhand 
dreier Streitfälle fort, in denen die Arbeitnehmer für die überlassenen Firmenwagen die Treibstoff-
kosten selbst getragen oder zu den Anschaffungskosten der Firmenwagen erhebliche Zuzahlungen 
geleistet hatten. 
 
Arbeitnehmer können - so der BFH in einem Verfahren - die ihnen im Zusammenhang mit dem über-
lassenen Firmenwagen entstandenen Aufwendungen im Rahmen ihrer Einkommensteuerveranla-
gung stets als Werbungskosten geltend machen, wenn der Vorteil auf Grundlage des Einzelnach-
weises nach der sogenannten Fahrtenbuchmethode bewertet und einkommensteuerlich angesetzt 
wird. 
 
Wird der Vorteil allerdings nach der sog. 1-%-Regelung pauschal ermittelt, sind zwar pauschale 
Nutzungsentgelte und damit vergleichbare Zuzahlungen zu den Anschaffungskosten des Fahrzeugs 
vorteilsmindernd zu berücksichtigen. Vom Arbeitnehmer selbst getragene einzelne Aufwendungen 
wie etwa Treibstoffkosten bleiben dann aber unberücksichtigt. Denn der Zweck der typisierenden 1-
%-Regelung wäre verfehlt, wenn bei dieser pauschalen Vorteilsbewertung individuelle Aufwendun-
gen Berücksichtigung fänden. 
 
Besteuert der Arbeitgeber den nach der sog. 1-%-Regelung ermittelten Vorteil aus Fahrzeugüber-
lassung pauschal, so bleiben selbst getragene Treibstoffkosten unberücksichtigt. Denn übernomme-
ne individuelle Kosten sind weder Entgelt für die Einräumung der Nutzungsmöglichkeit noch bei der 
pauschalen Lohnsteuererhebung zu berücksichtigen. 

 

      Fahrtenbuch  

 
Damit ein Fahrtenbuch von der Finanzverwaltung auch steuerlich Anerkennung findet, müssen 
strenge Voraussetzungen erfüllt werden. Hierzu haben Finanzgerichte erneut Entscheidungen tref-
fen müssen, die für die Praxis relevant und beachtenswert sind. 
 
Ordnungsgemäßes Fahrtenbuch: Aufzeichnungen in einem Fahrtenbuch müssen hinreichende 
Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und mit vertretbarem Aufwand auf ihre mate-
rielle Richtigkeit hin überprüfbar sein. 
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Das Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener Form geführt werden; es muss die zu erfas-
senden Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstandes vollständig 
und in ihrem fortlaufenden Zusammenhang wiedergeben. Lose Notizzettel können schon in begriffli-
cher Hinsicht kein Fahrtenbuch sein. 
 
Die aufgrund von Originalaufzeichnungen erstellte Reinschrift eines "Fahrtenbuches" ist kein ge-
schlossenes Verzeichnis, wenn sie lediglich durch einen Heftstreifen zusammengehalten wird. 
 
Ärzte: Bloße Ortsangaben im Fahrtenbuch reichen allenfalls dann aus, wenn sich der aufgesuchte 
Kunde oder Geschäftspartner aus der Ortsangabe zweifelsfrei ergibt, oder wenn sich dessen Name 
auf einfache Weise unter Zuhilfenahme von Unterlagen ermitteln lässt, die ihrerseits nicht mehr er-
gänzungsbedürftig sind. 
 
Die von einem Arzt dem einzelnen Patienten gegenüber zu wahrende Verschwiegenheitspflicht 
zwingt nicht dazu, die Maßstäbe bei der Führung eines Fahrtenbuches herabzusetzen; es gelten 
demgemäß dieselben Grundsätze wie bei anderen Vielfahrern. 
 
Computerprogramm: Eine mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anfor-
derungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn nachträgliche Veränderungen an 
den zu einem früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten technisch ausgeschlossen sind oder in ihrer 
Reichweite in der Datei selbst dokumentiert und offengelegt werden. 
 
Nutzungsverbot: Auch die formelle Vereinbarung eines Nutzungsverbotes und das Vorhandensein 
eines Zweitwagens schließen nicht aus, dass nach den Grundsätzen des Anscheinsbeweises eine 
Privatnutzung für erwiesen gehalten werden kann. 

 

      Abzug von Kosten einer Bewirtung bei Schulungsveranstaltung  

 
Aufwendungen für eine geschäftlich veranlasste Bewirtung sind steuerlich nicht abziehbar, soweit 
sie 70 % des angemessenen Betrags übersteigen. Diese Bestimmung greift nach dem Urteil des 
Bundesfinanzhofs (BFH) vom 18.9.2007, wenn ein Unternehmen im Rahmen einer Schulungsveran-
staltung Personen bewirtet, die nicht seine Arbeitnehmer sind. 
 
Im konkreten Fall setzte ein Hersteller von Metallwaren zum Vertrieb seiner Produkte Fachberater 
und Handelsvertreter ein, die freiberuflich für ihn tätig wurden. Für diesen Personenkreis führte er 
ganztägige Schulungsveranstaltungen durch, bei denen die Teilnehmer auf seine Kosten verpflegt 
wurden. Der BFH bestätigte die Entscheidung des Finanzamts, das die Aufwendungen für die Ver-
pflegung als Bewirtungskosten angesehen und den Betriebsausgabenabzug entsprechend gekürzt 
hatte. Er entschied, dass Bewirtungsaufwand nur dann unbeschränkt abziehbar sein könne, wenn 
ein Unternehmer seine Arbeitnehmer bewirte. 
 
Die Bewirtung selbstständig tätiger Geschäftspartner werde hingegen von der gesetzlichen Abzugs-
beschränkung erfasst. 

 

      Zugriff des Finanzamts auf datenverarbeitungsgestützte Buchführung  

 
In zwei Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes hat der Bundesfinanzhof (BFH) dazu Stellung 
genommen, in welchem Umfang die Finanzverwaltung bei Außenprüfungen auf die mit Hilfe von 
Datenverarbeitungssystemen geführte Buchhaltung des Steuerpflichtigen zugreifen darf. 
 
Eine Aktiengesellschaft hatte bestimmte Einzelkonten ihrer EDV-gestützten Finanzbuchhaltung 
gegen den Zugriff durch die Prüfer gesperrt und sich geweigert, in elektronischen Formaten gespei-
cherte Ein- und Ausgangsrechnungen über ihr EDV-System lesbar zu machen und stattdessen den 
Ausdruck auf Papier angeboten. 
 
Der BFH hat sich mit Beschluss vom 26.9.2007 festgelegt, dass sich das Datenzugriffsrecht der 
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Finanzverwaltung auf sämtliche Konten der Finanzbuchhaltung erstreckt. Es steht auch nicht im 
Belieben des Steuerpflichtigen, einzelne Konten vor dem Zugriff der Prüfer zu sperren. 
 
Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, den Prüfern die in elektronischen Formaten gespeicherten Ein- 
und Ausgangsrechnungen mit Hilfe seines EDV-Systems über Bildschirm lesbar zu machen. 

 

      Basiszins / Verzugszins  

 
 
Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 
 
Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 % 
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 %  
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 %  
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 %  
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 %  
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 %  
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 %  
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 %  
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 % 
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 % 
01.01.2007 - 30.06.2007 = 2,70 % 
01.07.2007 - 31.12.2007 = 3,19 % 
seit 01.01.2008 = 3,32 %  
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!  

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 
 
 
 
  


